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1  A U F T R A G  
 
ORBIT wurde im Oktober 2009 von der Heinrich-Böll-Stiftung Thüringen e.V., dem 
Weiterdenken - Heinrich-Böll-Stiftung Sachsen e.V., der Heinrich-Böll-Stiftung Sach-
sen-Anhalt e.V. und dem DAKT e.V. (Die Andere Kommunalpolitik Thüringen e.V.). 
beauftragt eine Studie zum Thema „Bürgerhaushalte in Ostdeutschland“ durchzufüh-
ren. Ziel der Studie war zum einen die Erfassung des Einführungsstandes in Kommu-
nen aus Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen sowie eine systematische Analyse 
bestehender Probleme bezüglich der Einführung. Darüber hinaus sollten Handlungs-
empfehlungen zur Einführung, Weiterentwicklung und bedarfsgerechten Unterstüt-
zung des Bürgerhaushaltsprozesses auf Kommunal-, Landes- und Bundesebene abge-
leitet werden. Intention der Studie war es außerdem, einen Anstoß zur Einführung 
von Bürgerhaushalten in weiteren Kommunen zu geben und den Ausbau und die Wei-
terentwicklung von bereits bestehenden Bürgerhaushalten zu unterstützen.  
 
Die Studie wurde von November 2009 bis April 2010 durchgeführt. 
 
Durch eine intensive Internetrecherche und eine dazugehörige Analyse der Fachveröf-
fentlichungen konnten insgesamt 13 Kommunen aus drei ostdeutschen Bundeslän-
dern ermittelt werden, bei denen zumindest Bestrebungen zur Einführung eines Bür-
gerhaushaltes erkennbar waren. Die folgende Tabelle gibt einen Überblick über die 
untersuchten Kommunen: 
 
Thüringen (TH) Sachsen (SN) Sachsen-Anhalt (ST) 
Jena Dresden Halle 
Erfurt Chemnitz Köthen 
Großbreitenbach Leipzig Quedlinburg 
Eisenach   
Heiligenstadt   
Suhl   
Nordhausen   
 
In die Erhebungen einbezogen wurden thematisch interessierte Bürger/innen, Verwal-
tungsmitarbeiter/innen sowie politische Mandatsträger/innen. Gegenstand der Erhe-
bung war es jedoch nicht, eine Befragung der allgemeinen Bevölkerung zum Thema 
Bürgerhaushalt durchzuführen, es wurden nur die Personen einbezogen, die in ir-
gendeiner Form aktiv am Verfahren des Bürgerhaushaltes beteiligt sind bzw. waren. 
 
Wir möchten uns an dieser Stelle bei allen Kommunen und den beteiligten Personen 
für die Unterstützung bei der Durchführung bedanken. Ein ebensolcher Dank geht an 
die Heinrich-Böll-Stiftung Thüringen e.V. als Auftraggeber – insbesondere an den Ge-
schäftsführenden Vorsitzenden Dr. Marco Schrul, der diese Studie stets positiv beglei-
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2  E I N F Ü H R U N G  
 
Die Geschichte der Bürgerhaushalte ist zwar jung, dafür aber umso bemerkenswerter. 
Das Verfahren existiert seit etwa 25 Jahren, wobei der Beginn seiner Entwicklung in 
der brasilianischen Stadt Porto Alegre zu finden ist. Von dort breitete sich die Idee 
zunächst über Lateinamerika bis nach ganz Europa aus. Porto Alegre, das besonders 
mit sozialen Problemen zu kämpfen hatte, dient dabei nach wie vor als Paradebeispiel 
dafür, wie Bürgern/innen ein möglichst hohes Maß an Macht übertragen werden 
kann, indem die Prinzipien der Mehrheitsentscheidung und sozialen Gerechtigkeit 
miteinander kombiniert werden. Die Beteiligung der unteren sozialen Schichten 
machte dort eine Umverteilung zugunsten der benachteiligten Gebiete möglich. (Sin-
tomer/Herzberg/ Röcke 2010, S. 34) 
Doch was ist unter einem Bürgerhaushalt eigentlich zu verstehen? Nicht nur die ein-
schlägige Literatur zu diesem Thema gibt dabei keine eindeutige Antwort, auch poli-
tisch ist der empirische Gehalt des Begriffs umstritten, da sich ganz unterschiedliche 
Formen der Beteiligung dahinter verbergen, die die oben beschriebene exponentielle 
Ausbreitung auch erst ermöglichten. Grundsätzlich bieten Bürgerhaushalte für die 
ansässige Bevölkerung die Möglichkeit, über finanzielle Belange in ihrer Gemeinde 
aktiv mitzubestimmen (Sintomer/Herzberg/ Röcke 2010, S. 40). Darüber hinaus nen-
nen Herzberg und Cuny (vgl. Herzberg/ Cuny 2010, S. 8) folgende Bedingungen, die 
erfüllt sein müssen, um von einem Bürger- bzw. auch Beteiligungshaushalt sprechen 
zu können:  
- Im Zentrum der Partizipation stehen finanzielle Angelegenheiten, es geht um be-
grenzte Ressourcen; 
- Beteiligung findet auf der Ebene der Gesamtstadt oder auf der eines Bezirks mit 
eigenen politischen und administrativen Kompetenzen statt. Ein Stadtteilfonds al-
lein, ohne Partizipation auf der gesamtstädtischen bzw. bezirklichen Ebene, ist kein 
Bürgerhaushalt; 
- Handelt sich um ein auf Dauer angelegtes und wiederholtes Verfahren. Ein einma-
liges Referendum zu haushaltspolitischen Fragen ist kein Bürgerhaushalt; 
- Prozess beruht auf einem eigenständigen Diskussionsprozess. Die Miteinbeziehung 
von Bürgern in bestehende Verwaltungsgremien oder Institutionen der repräsenta-
tiven Demokratie stellt keinen Bürgerhaushalt dar; 
- Organisatoren müssen Rechenschaft in Bezug darauf ablegen, inwieweit die im 
Verfahren geäußerten Vorschläge aufgegriffen und umgesetzt werden.  
 
In deutschen Kommunen wurden 1999/2000 die ersten Bürgerhaushalte eingeführt. 
(Günther 2010, S. 27) Die Bürgerhaushalte in Deutschland zeichnen sich dadurch aus, 
dass sie alle auf einen einheitlichen drei-stufigen Ablaufplan zurückgeführt werden 
können. Die Schritte reichen dabei von einer Informationsphase, in der die Bür-
ger/innen zunächst über den Haushalt der Kommune informiert werden, über eine 




chenschaftslegungsphase, in der die Bürger/innen über die Annahme oder ggf. Ableh-
nung der Vorschläge in Kenntnis gesetzt werden. (Herzberg 2010) 
Den Kommunen steht es dabei frei, im Rahmen ihres Selbstverwaltungsrechtes das 
Verfahren einzusetzen, um ihren Bürgern/innen die Möglichkeit zu geben, Anregun-
gen und Vorschläge zum Haushalt einzubringen. 67 Kommunen haben sich nach dem 
Statusbericht Bürgerhaushalt in Deutschland vom 01.03.2010 (Märker 2010) inzwi-
schen zu diesem Schritt entschieden, das heißt, sie haben einen Bürgerhaushalt ein-
geführt, beschlossen, fortgeführt oder informieren ihre Bürger/innen über den Haus-
halt. Insgesamt gibt es deutschlandweit sogar 140 Kommunen, in denen sich der Bür-
gerhaushalt zumindest in der Diskussionsphase befindet. Trotz Finanzkrise und knap-
per Kassen erfreut sich das Thema folglich immer größerer Beliebtheit. Impulsgeber 
sind dafür unter anderem die „Bundeszentrale für politische Bildung“, die „Servicestel-
le Kommunen in der einen Welt“, die Bertelsmann-Stiftung und „Inwent“. 
Speziell in den neuen Bundesländern verfolgten die Kommunen mit der Einführung 
von Bürgerhaushalten das Ziel, die Forderungen nach mehr direktdemokratischen 
Elementen aus der Wendezeit aufzunehmen, um den Bürgern/innen zumindest auf 
kommunaler Ebene aktive Beteiligungsformen einzuräumen (Sintomer/Herzberg/ 
Röcke 2010, S. 113). Thüringen ist dabei derzeit das erste Bundesland, in dem es zu-
mindest formal ein Bürgerhaushaltsnetzwerk für Kommunen gibt, das Informations- 
und Weiterbildungsangebote bereitstellt. Dahinter steckt neben der gegenseitigen 
Unterstützung der beteiligten Städte und Kommunen vor allem die Idee, unterschied-
liche Erfahrungen zu bündeln und darauf besser reagieren zu können. (Ahlke 2010) In 
der Praxis ist dieses Netzwerk jedoch noch ausbaufähig, da Aktivitäten zunächst eher 
sporadisch stattfinden.  
Ausgehend von den einführenden Gedanken wird im Kapitel drei des Berichtes das 
methodische Vorgehen dieser Studie aufgezeigt. Einen Überblick über die untersuch-
ten Kommunen und deren derzeitigen Entwicklungsstand zeigt Kapitel vier. Dabei 
wird zwischen Kommunen unterschieden, die einen Bürgerhaushalt vollständig 
durchgeführt haben begonnen haben bzw. erst noch beginnen wollen. In Kapitel fünf 
werden die gewonnenen Ergebnisse der Erhebungen gebündelt und dargestellt. An 
dieser Stelle erfolgt die Unterteilung in Kommunen, die einen Bürgerhaushalt voll-
ständig durchgeführt haben und in Kommunen die begonnen haben bzw. noch begin-
nen wollen. Dies hat sich für die Darstellung und Diskussion als günstig erwiesen. Ka-
pitel sechs stellt einen möglichen Prozessablauf vor, abgeleitet aus den Erfahrungen 
der untersuchten Städte. Kapitel sieben zeigt aus den Ergebnissen der Untersuchung 
abgeleitete Empfehlungen auf, jeweils für jede der drei Kategorien getrennt. In Kapi-
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3  M E T H O D E N  
 
Ausgehend von den Zielstellungen der Studie wurde ein mehrstufiges Forschungsdes-
ign gewählt, bei dem Untersuchungsbausteine miteinander kombiniert wurden, um 
einen bestmöglichen Einblick in dieses Untersuchungsfeld zu gewährleisten. 
 
3.1 Interviews 
Der erste Untersuchungsbaustein stellte die Durchführung von telefonischen Inter-
views in den 13 zu untersuchenden Kommunen dar. Dazu wurde durch Recherche je 
eine geeignete Schlüsselperson pro Kommune ausfindig gemacht und auf Basis eines 
Interviewleitfadens telefonisch befragt. Diese Interviews dauerten je nach Kommune 
zwischen 45 und 60 Minuten. Die Dauer des Gesprächs hing entscheidend davon ab, 
ob die Kommune bereits einen Bürgerhaushalt vollständig durchgeführt hat oder erst 
in den Anfängen steckte. Je nach Entwicklungsstand in der Kommune beinhaltete das 
Gespräch im ersten Fall mehr Fragen, als im zweiten Fall. Zentrale Aspekte innerhalb 
der Interviews waren u.a.: 
 Daten zur befragten Person; 
 Gründe für die Einführung des Bürgerhaushaltes (Idee, Impulsgeber); 
 Ablauf von der Idee zur Durchführung (Ablauf, Positives, Negatives, Hindernis-
se); 
 durchgeführte Methoden; 
 Beteiligung (Zufriedenheit, Beschreibung Personengruppen); 
 Ergebnisse (Zusammenfassung der wichtigsten Ergebnisse, Resonanz, konkre-
te Veränderungen); 
 Weiterentwicklung (geplante Vorhaben, Hemmnisse); 
 Visionen. 
Themen, wie beispielsweise angewandte Methoden, Beteiligung der Bevölkerung 
beim Bürgerhaushalt und Ergebnisse waren in den Kommunen, die noch keinen Bür-
gerhaushalt durchgeführt haben, nicht Gegenstand des Gesprächs.  
Die Informationen aus den Interviews bildeten zusammen mit den Erkenntnissen der 
Literaturrecherche die Grundlage für die Entwicklung des Onlinefragebogens.  
Die Gesprächspartner/innen wurden am Ende des Interviews über die Entstehung ei-
nes Onlinefragebogens informiert und gebeten Auskunft zu erteilen, wer innerhalb 
der Akteure/innen in der Kommune, einen solchen Bogen ausfüllen sollte. Zielgruppe 
sowohl der Interviews, als auch der Befragung sollten Akteure/innen sein, die sich in-








Im zweiten Schritt wurde ein Onlinefragebogen entwickelt. Ziel war es die zunächst 
explorativ gewonnenen Daten aus den Interviews zu vertiefen und detaillierte Infor-
mationen über die einzelnen Kommunen zu erhalten. Der Fragebogen wurde auf einer 
entsprechenden Plattform erstellt und ein entsprechender Link per Mail an die von 
den Interviewpartnern/innen genannten Adressen versandt bzw. durch den/die Inter-
viewpartner/in auch selbst an entsprechende Personen weitergeleitet. Der Fragebo-
gen bestand größtenteils aus geschlossenen Fragen, die durch offene Antwortmög-
lichkeiten ergänzt wurden. Der Bogen beinhaltete insgesamt 51 Fragestellungen. Fol-
gende Themenschwerpunkte lassen sich zusammenfassen: 
 Demografische Angaben; 
 Probleme bei der Einführung; 
 Anwendung von Methoden (Effektivität, Methodenmix); 
 Zielgruppen und eingebrachte Vorschläge; 
 Ergebniserreichung in Bezug auf soziale Gerechtigkeit, Demokratie und Finan-
zen; 
 Externe Begleitung; 
 Qualifizierungsbedarf; 
 Maßnahmen für höhere Beteiligung und gelingenden Bürgerhaushalt. 
Insgesamt füllten 52 Akteure/innen aus den Kommunen einen Fragebogen aus - da-
von 20 vollständig beantwortete Bögen. Von den insgesamt 52 Teilnehmer/innen be-
nannten 27 die Kommune in der sie tätig sind. Die restlichen Teilnehmer/innen konn-
ten leider nicht zugeordnet werden. Die folgende Tabelle gibt einen Überblick über 














    Abb. 1 Beteiligte Kommunen 
    
3.3 Literatur- und Dokumentenanalyse 
Parallel zu den Erhebungen fand eine inhaltsanalytische Auswertung vorhandener 
Literatur und sonstiger Materialien statt. Gesichtet wurden dabei unter anderem die 
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Internetseiten mit Inhalten zum Bürgerhaushalt. Darüber hinaus erfolgte eine inhalts-




Ergänzend zu den vorher genannten Methoden besuchte ein Mitarbeiter von ORBIT 
einen zweitägigen internationalen Kongress zu Modellen des Bürgerhaushalts in Ber-
lin. Dort wurden verschiedene Bürgerhaushaltsmodelle aus mehreren Ländern von 
Gastreferenten/innen vorgestellt. Zudem bestand die Möglichkeit an Workshops teil-
zunehmen, welche wiederum durch Experten/innen geleitet wurden. Ziel des Kon-
gressbesuches war es primär mit anderen Akteuren/innen in Kontakt zu treten und 
den Bekanntheitsgrad der Evaluation von Bürgerhaushalten in Ostdeutschland zu er-
höhen.   
4  E N T W I C K L U N G S S T A N D  
 
Der Entwicklungsstand der untersuchten Kommunen in Bezug auf die Durchführung 
eines Bürgerhaushaltes stellte sich während der Erhebung als sehr heterogen dar, so 
dass die Überlegung aufkam, die Kommunen zu kategorisieren und somit ihrem der-
zeitigen Entwicklungsstand zugehörig einteilen zu können. Als nützlich und handhab-
bar erschien die Zuordnung in folgende drei Kategorien: 





Kommunen, die einen 
Bürgerhaushalt begon-
nen haben (Chemnitz, 
Suhl, Dresden, Eisen-
ach, Heiligenstadt) 
Kommunen, die einen 
Bürgerhaushalt einfüh-




Die folgenden Übersichten zeigen die Kommunen und deren Zuordnung noch einmal 
in tabellarischer Form: 












Turnus  Phasen  Erstantrag Internetpräsenz  













Jena  2006  2007  jährlich  alle  Bündnis 
90/Die Grü-




Abb. 3 Kommunen, die einen BHH durchführen/durchgeführt haben 
 
Im Jahr 2005 fasste die Stadt Erfurt als erste der untersuchten 13 Kommunen den Be-
schluss einen Bürgerhaushalt einzuführen. Die Initiative ging von Mitgliedern des Stadt-
rates aus, führte aber erst im Jahr 2008 zur erstmaligen Durchführung eines Bürgerhaus-
haltes. In Jena dagegen brauchte es von der Beschlussfassung 2006 bis zur erstmaligen 
Durchführung 2007 nur ein Jahr. Hier kam der Erstantrag im Stadtrat von Bündnis 90/Die 
Grünen, SPD und Die LINKE. Großbreitenbach fasste 2007 den Beschluss einen Bürger-
haushalt einzuführen. Der Erstantrag erfolgte durch die Parteien „Großbreitenbach 
2000“ und CDU. Die erstmalige Durchführung des Bürgerhaushaltes fand dort jüngst im 
letzten Jahr statt. In allen drei Städten wurden die Phasen der Einführung eines Bürger-
haushaltes: Information der Bürger/innen, Konsultation zu Meinungen und Ideen sowie 
Rechenschaftslegung über die Annahme oder ggf. Ablehnung der Vorschläge, erfolg-
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Eisenach 2007  Informations-
phase 















Suhl keine Angaben Informations-
phase 
DIE LINKE und 
„Aktiv für Suhl“  
Keine Internetpräsenz  
Abb. 4 Kommunen, die einen BHH begonnen haben 
Die Städte Chemnitz und Eisenach fassten im Jahr 2007, die Stadt Dresden in der letz-
ten Legislaturperiode den Beschluss einen Bürgerhaushalt einzuführen. Impulse ka-
men dabei meist aus dem Stadtrat. In Chemnitz ging der Erstantrag von der Stadtrats-
fraktion DIE LINKE aus, in Eisenach und Suhl ebenfalls von DIE LINKE und in Dresden 
waren Vertreter/innen von Bündnis 90/Die Grünen die Erstantragsteller. Ausgenom-
men von Chemnitz ist in allen vier anderen Kommunen festzustellen, dass sich die 
Einführung der Bürgerhaushalte noch in der Informationsphase befindet. Einzig in 














Beschlussantrag  Phasen  Erstanträger Internetpräsenz  
Halle nicht erfolgt noch in der „An-
fangsphase“ 




Köthen nicht erfolgt bis jetzt nur Ein-
holen von Infor-
mationen & Bera-
tung in Fraktion 
und Kreisverband 
DIE LINKE Keine Internetpräsenz  
Leipzig erfolgt  keine Angaben Vertreter/innen von 
Bündnis 90/Die 
Grünen & aus der 








nicht erfolgt nicht erfolgt keine Angaben Keine Internetpräsenz  
Qued-
linburg 





Keine Internetpräsenz  
Abb. 5 Kommunen, die einen BHH einführen wollen 
5  E R G E B N I S S E  
Dieses Kapitel fasst die wichtigsten Ergebnisse der Untersuchung zusammen. Dabei 
soll zunächst auf die Kommunen eingegangen werden, die zumindest einmal den ge-
samten Bürgerhaushaltsprozess durchlaufen haben. Anschließend werden die Kom-
munen zusammengefasst betrachtet, welche einen Bürgerhaushalt noch nicht voll-
ständig durchlaufen bzw. nur begonnen haben. Um auf Grund der Größe der Stich-
probe keine Verfälschung der Ergebnisse befürchten zu müssen, erfolgt die Darstel-
lung der Tabellen bzw. Grafiken im Ergebnisteil in absoluten Zahlen. Zur Untermaue-
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Telefoninterviews abgebildet. Die Anonymität der Befragten wird dabei gewährleis-
tet. 
 
5.1 Kommunen, die einen Bürgerhaushalt durchgeführt haben 
5.1.1 Einführungsgründe und Gelingensbedingungen 
„Und wir glauben daran, (…), dass man sehr viel in der Kommune bewegen kann, wenn also Bür-
gerinnen und Bürger auch die Möglichkeit erhalten, sich mit ihren Ideen, mit ihren Vorschlägen, 
mit ihrer Kreativität einzubringen.“ (Interviewpartner B; Zeile 6-9) 
Zu Beginn der Erhebung wurden die Akteure/innen nach den Einführungsgründen und 
den Gelingensbedingungen für einen Bürgerhaushalt gefragt. Ein breites öffentliches 
Interesse an Diskussionen zu Haushaltsbelangen gab nach Einschätzung der durchfüh-
renden Kommunen häufig den entscheidenden Impuls zur Einführung dieses Verfah-
rens. Auch die Erreichung einer höheren Bürgerbeteiligung an kommunalen Entschei-
dungen wurde signalisiert.  
Aus der Sicht der Akteure/innen zählten transparente Strukturen, ausreichende 
Räumlichkeiten, qualifiziertes Personal, engagierte Bürger/innen, sowie eine enga-
gierte Leitung in Verwaltung und Politik zu den Gelingensbedingungen. Die Ausstat-
tung mit finanziellen Mitteln nimmt insgesamt aus Sicht der Befragten hingegen eine 
eher untergeordnete Rolle ein.  
 
5.1.2 Positives und Negatives 
„Also man muss wirklich auch viel Zeit, (…) einplanen, um so ein Bürgerbeteiligungshaushalt auch 
umzusetzen (…).“ (Interviewpartner B; Zeile 71-74) 
Innerhalb der Befragung wurde auch untersucht, welche Faktoren im Prozess als posi-
tiv bzw. negativ bezeichnet werden können.  
Als positiv bewertet wurde der nachhaltige Einfluss auf die eigentliche Entscheidungs-
findung in den Haushaltsberatungen der Ausschüsse und beim Stadtrat. Ebenso be-
werten die Befragten Evaluationen zur Erfolgsmessung als positiv.  
Problematisch war aus Sicht der Befragten die fehlende Einbeziehung von Menschen, 
die den bildungsfernen, sozialbenachteiligten Milieus anzurechnen sind. Außerdem 
gestaltete es sich nach Aussage der Befragten zum Teil schwer, Jugendliche oder auch 
Senioren mit den gewählten Methoden zu erreichen. Zudem kritisierte man den ho-
hen Zeitaufwand des Verfahrens, sowie die teilweise zu starke Vertretung von Lobby-
gruppen. Ein zentrales Problem lag in der fehlenden Akzeptanz des Verfahrens bei 
den Bürger/innen. Als besonders problematisch erwiesen sich dabei zum einen die 
teilweise sehr geringe Beteiligung der Bürger/innen und zum anderen ihr geringes 
Vertrauen in die tatsächliche Umsetzung ihrer Vorschläge. 
Einen weiteren zentralen Punkt stellten Widerstände innerhalb der Verwaltungen dar. 
Diese manifestierten sich insbesondere dann, wenn es um Fragen wie den hohen Ar-




Weiteren wurde das eingeschränkte Wissen über das Instrument Bürgerhaushalt und 
das Fehlen einer motivierenden Rolle der Politiker/innen (‚Zugpferdfunktion‘) bemän-
gelt.  
 
5.1.3 Methoden zur Informationsvermittlung und Partizipation 
„Es gab einen Vorschlag, (…). Wir könnten uns zum Beispiel im nächsten Jahr (…) mit Laptops ein-
fach vors Rathaus stellen. Wir stehen da wie, (…), so ein Reklameverkäufer und würden im Prinzip 
die Hürde oder Schwelle etwas einzugeben, senken.“ (Interviewpartner A; Zeile 110-113) 
Ein zentraler Punkt des Bürgerhaushaltsverfahrens stellt die Vermittlung von Informa-
tionen an die Bürger/innen dar. Auf die Frage welche Methoden zu diesem Zweck ein-
gesetzt wurden, ergaben sich folgende Antworten: Zum einen gab es Präsenzveran-
staltungen, die teilweise stadtteilbezogen waren und jedem/r Bürger/in offen standen. 
Zum anderen erfolgte die Publizierung von Informationen online, über TV, Radio, Lit-
faßsäulen und Printmedien. In fast allen Städten wurden Haushaltsbroschüren entwi-
ckelt und veröffentlicht, um die Bürger/innen zu informieren Ergänzend dazu kamen 
Flyer, Plakate und Seminare an den Volkshochschulen zum Einsatz.  
Betrachtet man die in den Beteiligungsverfahren eingesetzten partizipativen Metho-
den, so ist festzustellen, dass Diskussionen mit den Bürger/innen im Rahmen von Bür-
gerversammlungen und offenen Bürgerforen angewandt wurden. Häufig erfolgten 
schriftliche Einladungen an die Bürger/innen zu Veranstaltungen und postalische Be-
fragungen via Fragebögen sowie das Einbringen von Vorschlägen, bzw. die Abstim-
mung darüber, per Internet. Ebenso wurden persönliche und postalische Interviews 
eingesetzt. 
Gefragt wurden die Akteure/innen ebenfalls danach, welche Verknüpfung von partizi-
pativen Methoden aus ihrer Sicht als besonders sinnvoll für die Durchführung eines 
Abstimmungsverfahrens eingeschätzt werden. Hierbei ergab sich in der Tendenz ein 
Mix aus Präsenzveranstaltungen (wie offene Bürgerforen) und Befragungen. Sowohl 
die Befragungen im Internet als auch postalische Befragungen werden als sehr sinn-
voll bewertet, wobei jedoch im Vergleich die Erstgenannte präferiert wird. Reine In-
ternetbefragungen sind aus Sicht der Akteure/innen überzeugender als Befragungen 
in Verbindung mit Onlinediskussionsforen.  
Welche Methoden aus Sicht der Befragten als Minimum eingesetzt werden sollten, 
stellte eine weitere Fragestellung dar: So ist ein Mix aus Bürgerversammlungen bzw. 
offenen Bürgerforen und Befragungen im Internet das Minimum an Methoden im 
Rahmen eines Bürgerbeteiligungsverfahrens. 
Einen Überblick darüber, wie effektiv die Befragten eingesetzte Partizipationsme-




Bürgerhaushalte in Ostdeutschland – Entwicklungsstand und Handlungsempfehlungen 
0 2 4 6 8 10































sehr effektiv effektiv teilweise eher uneffektiv uneffektiv
Am effektivsten in ihrer Wirkungen bewerten die Befragten Onlinebefragungen aber 
auch gekoppelt mit Onlinediskussionsforen und Bürgerversammlungen. Als weniger 
effektiv sehen die Akteure/innen persönliche bzw. telefonische Interviews an.  
 
5.1.4 Vorschläge und Umsetzung 
„Ja, ich bin sehr zufrieden. Also (…) wir waren alle sehr überrascht auch hier in der Verwaltung, 
das die Rücklaufquote bei immerhin (…)circa 30% war. Also das hat sich gegenüber dem was wir 
vorher hatten mehr als verdoppelt.“ (Interviewpartner C; Zeile 134-137) 
Aus der Befragung wurde ersichtlich, dass jede Kommune bei der Umsetzung eines 
Bürgerbeteiligungsverfahrens ihren eigenen Weg geht und Änderungen des Modus 
Vivendi vorkommen. So hatten einige Kommunen im ersten Jahr des Bürgerhaushal-
tes ein völlig offenes Vorschlagswesen praktiziert, um dann im folgenden Jahr dazu 
überzugehen, fünf oder mehr Themengebiete vorzugeben, zu denen Vorschläge ge-
macht werden konnten. Andere Kommunen änderten ihr Verfahren nicht und ließen 
dem/der Bürger/in die Möglichkeit, Vorschläge ohne Einschränkungen abzugeben. 
Abbildung sieben gibt wieder, zu welchen Positionen die Bürger/innen sich am häu-
figsten äußerten. Nach Ansicht der befragten Akteure/innen zeigte sich ein großes 
Interesse an den Positionen Verkehrswesen und Stadtplanung sowie den Bereichen 
Kultur und Freizeit. Weniger interessant für die Bürger/innen waren die Bereiche Kin-


































sehr häufig häufig nicht so häufig selten nie
 
Als Gründe, warum manche Vorschläge nicht umgesetzt werden konnten, gaben die 
Befragten an, dass Finanzen und örtliche Gegebenheiten ebenso eine große Rolle 
spielten wie rechtliche Gründe. Teilweise wurden Vorschläge von den Parteien nicht 
aufgegriffen bzw. erhielten keine Mehrheit im Stadtrat. 
 
 
5.1.5 Verbesserung und Unterstützung 
„Also die Öffentlichkeitsarbeit ist wichtig (…). (…) ist es einerseits die Qualität der Broschüre, die 
interessant gemacht ist, die interessante Fragestellungen aufweist aber eben auch das Thema in 
der Öffentlichkeit sich etabliert hat und so erkläre ich mir auch die gute Beteiligungsquote. (Inter-
viewpartner B; Zeile 138-141) 
Auf die Frage, welche Maßnahmen für eine höhere Bürgerbeteiligung zu empfehlen 
sind, ergaben sich folgende Antworten: Es wurde vorgeschlagen, konkrete Interes-
sengruppen gezielt anzusprechen, persönliche Einladungen zu versenden und ganz 
allgemein Öffentlichkeitsarbeit auch außerhalb des direkten Prozesses zu betreiben, 
da viele Bürger/innen gar nicht wüssten, dass Beteiligungsstrukturen existierten. Zu-
dem solle das Bürgerhaushaltsverfahren kontinuierlich und ohne Unterbrechungen 
jährlich durchgeführt werden. Desweitern wirke sich die tatsächliche Umsetzung von 
Vorschlägen positiv auf die Beteiligung aus.  
Ein weiterer Themenkomplex innerhalb des Fragebogens beschäftigte sich mit Unter-
stützung von außen. An dieser Stelle wurde unter anderem gefragt was eine externe 













































Art der Unterstützung Anzahl der Nennungen 
Evaluation des Verfahrens 4 
Moderation von Präsenzveranstaltungen 2 
Dokumentation des Prozesses 2 
Redaktion und Aufbereitung von Vorschlägen 2 
Betreuung des Internetauftrittes 2 
Erstellung und Auswertung von Fragebögen 2 
Öffentlichkeitsarbeit 2 
Steuerung des gesamten Prozesses von Beginn an 2 
      Abb. 8 Externe Unterstützung 
Aus der Tabelle ergibt sich, dass alle aufgeführten Unterstützungsmöglichkeiten ge-
fragt sind, insbesondere die Evaluation des gesamten Verfahrens. 
Bei einer Betrachtung der Qualifizierungsbedarfe der am Prozess beteiligten Perso-
nen ergaben sich als häufigste Nennungen die Prozessmoderation und Weiterbildun-
gen zu Methoden der Informationsvermittlung. Als weniger wichtig angesehen wur-
den Weiterbildungen zur Selbstevaluation und Öffentlichkeitsarbeit.  
 
5.1.6 Weiterentwicklung und Visionen 
„Dass jeder eben auch seine Möglichkeiten nutzt im Rahmen des Bürgerbeteiligungshaushaltes, 
sich mit seinen Vorschlägen, seinen Ideen, seiner Kreativität einzubringen. Schön wäre es, wenn 
jeder mitmachen würde.“ (Interviewpartner B; Zeile 248-251) 
Danach gefragt, wie der Bürgerhaushalt in den Kommunen hinsichtlich Beteiligung, 
Akzeptanz und Durchführung in Zukunft aussehen sollte, ergaben sich die folgenden 
Antworten. So wünschten sich die Befragten noch mehr „sinnvoll“ zu diskutierende 
Vorschläge, eine höhere Beteiligung und Akzeptanz durch die Bürger/innen, sowie 
eine stärkere Berücksichtigung der eingebrachten Vorschläge. Ebenso erfolgte der 
Vorschlag den Bürgerhaushalt auch für andere Planverfahren nutzbar zu machen. 
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sehr wichtig wichtig teilweise wichtig eher unwichtig
Ein weiterer Bestandteil der Untersuchung waren Aspekte der unmittelbaren Weiter-
entwicklung bzw. der in nächster Zeit geplanten Vorhaben. Dabei zeigte sich die Ab-
sicht eine stärkere Einbeziehung von sogenannten Randgruppen (bildungsferne und 
sozial benachteiligte Schichten bzw. Jugendliche und Senioren) zu ermöglichen und 
eine Erhöhung der Beteiligung im Rahmen von Präsenzveranstaltungen zu gewähr-
leisten. Zudem wurde die permanente Verbesserung des Prozesses der Bürgerbefra-
gung genannt.  
 
5.2 Kommunen, die einen Bürgerhaushalt begonnen haben oder einführen wollen 
5.2.1 Einführungsgründe und Gelingensbedingungen 
„Die Experten vor Ort sind eigentlich immer die Bürger, die sehen direkt wenn irgendwas im Argen 
liegt. Und diese Kompetenzen möchte man eigentlich nutzen, das ist ja auch ein Hintergrund des 
Bürgerhaushaltes, dass man da schneller reagieren kann und viel mehr mit bekommt.“ (Inter-
viewpartner D; Zeile 76-79) 
Gründe für die Einführung bzw. geplante Einführung waren hier der Wunsch danach, 
eine Möglichkeit zu schaffen, Bürgervorschläge in den Haushalt einzubringen, mehr 
Bürgernähe zu erreichen, den Haushalt transparenter zu machen, die Arbeit des 
Stadtrates und der Verwaltung bürgerfreundlicher zu gestalten sowie Demokratie und 
Mitbestimmung zu stärken.  
Als weiterer Grund wurde aufgeführt, dass zunächst die Einführung des Doppikhaus-
haltes im Vordergrund steht und daran anschließend Bürgerhaushaltsverfahren ange-
dacht sind. Andere wiederum nutzen die Dynamik der Doppikhaushaltseinführung zur 
gleichzeitigen Einführung des Bürgerhaushaltes.  
Welche Bedingungen aus Sicht der Akteure/innen nach Einführung des Bürgerhaus-
haltes, für das Gelingen dessen wichtig sind, kann Abbildung zehn entnommen wer-
den.  
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5.2.2 Positives und Negatives 
„Die Bürger können sich einbringen, aber die letzte Entscheidungsbefugnis liegt ja immer beim 
Stadtrat.“ (Interviewpartner D; Zeile 98-99) 
Auf die Frage welche positiven Aspekte aus der Einführung eines Bürgerhaushaltes 
resultieren bzw. was im Zuge der Einführung besonders positiv zu bewerten ist, ergab 
sich Folgendes: So wurde beispielsweise die Arbeit insgesamt als sehr konstruktiv be-
wertet und auch den Austausch zwischen den einzelnen Städten sahen die Akteu-
re/innen als „Positiveffekt“ an. Weitere Nennungen waren die Möglichkeit zur trans-
parenteren Darstellung des Haushaltes für die Bürger/innen sowie die generelle Aus-
einandersetzung mit dem Thema Bürgerhaushalt in den Kommunen.  
Negativ bewertet wurden primär Widerstände in Politik und Verwaltung sowie sehr 
geringe finanzielle, personelle und materielle Ressourcen. Auch die Wirtschafts- und 
Finanzkrise sahen viele der Befragten als ein zentrales Hindernis bei der Einführung 
des Bürgerhaushaltes an. Zusätzliche Nennungen bezogen sich auf die fehlende Ak-
zeptanz des Verfahrens bei den Bürger/innen. Einige der Befragten äußerten Zweifel 
am Aufwand–Nutzen–Verhältnis. Innerhalb der Befragung wurde geäußert,, dass die 
mangelnde Akzeptanz in den fehlenden Basisinformationen und einem Unverständnis 
über die Komplexität eines Haushaltes seitens der Bürger/innen begründet liegen 
könnte. Probleme innerhalb der Politik manifestierten sich in fehlender Kontinuität 
bzw. fehlender Qualitätskontrolle der Aufträge. Seitens der Verwaltung mangelte es 
an Kenntnissen über das Verfahren, an Kapazitäten und Engagement. Zudem wirkten 
sich Unklarheiten über Prioritäten beim Inhalt und eine Angst vor dem Verfahren als 
störend aus. 
 
5.2.3 Methoden zur Informationsvermittlung und Partizipation 
„Und da sollte man natürlich bei allem irgendwie eine Vielfalt von Methoden machen. Also dass es 
eine Vielfalt gibt, die dann zusammen fließt (…). (Interviewpartner E; Zeile 98-99) 
Auch innerhalb der Kommunen, die noch keinen Bürgerhaushalt vollständig 
durchgeführt oder begonnen hatten, erhob ORBIT die Methoden zur 
Informationsvermittlung. Dabei zeigte sich in den Interviews, dass mehrheitlich 
Haushaltsbroschüren und Onlineinformationen über den Bürgerhaushalt bzw. den 
Stadthaushalt verwendet wurden. Zudem gab es Informationsveranstaltungen und 
Vorträge zum Thema. Teilweise kamen Printmedien zum Einsatz. In Einzelfällen 
konnten sich Bürger/innen an Sitzungen der Stadtbeiräte beteiligen und auch Online-
Haushaltsrechner kamen zum Einsatz. Auch die Ergebnisse aus der Onlinebefragung 
stützen diese Daten. Broschüren und Informationen per Internet standen dort an 
erster Stelle. Eher selten genutzt wurden Flyer bzw. Radio oder Fernsehen. 
 
Auch hier konnten die Akteure/innen die Effektivität der partizipativen Methoden be-
werten. Dabei zeigte sich, dass Bürgerversammlungen, Befragungen im Internet per 
Fragebogen, persönliche Einladungen zu Informationsveranstaltungen und offene 
Bürgerforen aus deren Sicht am effektivsten eingeschätzt wurden, wohingegen per-
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sehr effektiv effektiv teilweise eher uneffektiv uneffektiv
 
5.2.4 Verbesserung und Unterstützung 
Auch bei den Kommunen, die den Prozess noch nicht vollständig durchlaufen hatten, 
war die Frage nach möglichen Verbesserungen im Rahmen der Onlineerhebung Ge-
genstand. So wurde vorgeschlagen, den Bürger/innen die Grenzen des Verfahrens klar 
zu kommunizieren, um keine falschen Hoffnungen zu wecken. Dabei war es den Be-
fragten auch wichtig, den Bürger/innen das Verfahren so verständlich wie möglich zu 
erläutern und immer wieder die Vorteile aufzuzeigen. Ergänzend wurde noch die Si-
cherung von externer Unterstützung genannt, falls die Motivation bei Politik und Ver-
waltung zu gering sei. Was diese Unterstützung dabei leisten soll, ist Abbildung zwölf 
zu entnehmen. 
 
Wie im Diagramm zu erkennen ist, besteht insbesondere dann ein Bedarf nach exter-
ner Unterstützung, wenn es um die Moderation von Präsenzveranstaltungen, um die 
Erstellung und Auswertung von Fragebögen sowie um die Evaluation des gesamten 
Verfahrens geht. Weniger populär sind die Steuerung des Prozesses und die Betreu-
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Hinsichtlich der Qualifizierungsbedarfe am Prozess beteiligter Personen zeigte sich 
vor allem der Wunsch nach Angeboten, die die zur Verfügung stehenden Methoden 
zur Informationsvermittlung thematisieren. Als sehr wichtig sehen die Befragten auch 
Qualifizierungsmaßnahmen in Bezug auf Kommunikation und Prozessmoderation an.  
 
Abb. 12 Externe Unterstützung 




5.2.5 Weiterentwicklung und Visionen 
„Wenn man da eine Arbeitsgruppe hinkriegt oder eine Steuerungsgruppe die der Finanzbürger-
meister und die Oberbürgermeisterin im Prozess unterstützt und wir vielleicht tatsächlich hinbe-
kommen, dass es aus einzelnen Stadtteilen (…) zu einer Prioritätenliste (wenigstens auf der Inves-
titionsseite) kommt, dann wäre das schon einmal ein Gewinn.“ (Interviewpartner E; Zeile 127-131) 
Auf die Frage welche Visionen in Bezug auf die Weiterentwicklung des 
Bürgerhaushaltes bestehen, wurde mehrheitlich geantwortet, dass man verstärkt die 
Bürger/innen als Experten/innen vor Ort für Entscheidungen nutzen wolle sowie durch 
die Abstimmung mit diesen eine höhere Akzeptanz von Entscheidungen erreichen 
möchte. Desweiteren strebe man die politische Beteiligung der Bürger/innen als 
Normalzustand an und hoffe darauf, auf lange Sicht eine Verkleinerung der 
Verwaltung zu verwirklichen. Als weiteres Ziel wurde die Initiierung eines 
Strategiedialoges genannt, bei dem Vertretern/innen aus den gesellschaftlichen 
Bereichen Wirtschaft, Wissenschaft und Kultur mitarbeiten.  
 
Unter der Kategorie der in nächster Zeit geplanten Vorhaben ergaben sich folgende 
Antworten: So beabsichtigt ein Großteil der Kommunen den ins Stocken geratenen 
Prozess wiederzubeleben bzw. zumindest Konzeptvorschläge dem Stadtrat zu 
unterbreiten. Zudem ist es beabsichtigt, bestehende Haushaltsbroschüren 
anzupassen, um so den Aufbau des Doppikhaushaltes den Bürger/innen erläutern zu 
können. Einige Kommunen gaben an, das Methodenspektrum erweitern zu wollen.  
 
5.3  Vergleich der Ergebnisse 
 
In diesem Kapitel werden die zuvor differenziert dargestellten Ergebnisse verglichen. 
Ziel ist es, Gemeinsamkeiten und Unterschiede zwischen den Kommunen, die einen 
Bürgerhaushalt durchgeführt haben (Kategorie A) und Kommunen, die bereits be-
gonnen haben bzw. noch in Vorbereitung sind (Kategorie B), herauszuarbeiten.1 
Betrachtet man die Gründe für die Einführung bzw. geplante Einführung von Bürger-
haushalten, so zeigt sich in beiden Kategorien die Absicht mit dem Bürgerhaushalt die 
Bürgerbeteiligung bei kommunalen Entscheidungen zu erhöhen. Als Gelingensbedin-
gungen werden einheitliche transparente Strukturen, qualifiziertes Personal und en-
gagierte Bürger/innen genannt. Unter dem Aspekt „Positives“ konnten keine Gemein-
samkeiten festgestellt werden, was daran liegen könnte, dass den Kommunen aus 
Kategorie B noch die Erfahrungen fehlen, eine abschließende Wertung vornehmen zu 
können. Bezogen auf die negativen Erfahrungen werden in beiden untersuchten Ka-
tegorien Widerstände in Politik und Verwaltung und mangelnde Akzeptanz des Ver-
fahrens bei den Bürger/innen genannt. 
Bei einem Vergleich der Effektivität der eingesetzten partizipativen Methoden fällt 
auf, dass Kommunen der Kategorie A die eingesetzten Methoden zum Teil anders 
bewerten, als dies Kommunen der Kategorie B tun. Insbesondere die Befragung im 
Internet gekoppelt mit Onlinediskussionsforen wird sehr unterschiedlich bewertet. 
                                                          
1
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Zurückzuführen ist dies unter Umständen auf die Tatsache, dass unter der Kategorie 
B, nicht nur Kommunen berücksichtigt sind, die einen Bürgerhaushalt begonnen ha-
ben, sondern eben auch die Kommunen, welche die Einführung eines Bürgerhaushalts 
vorbereiten. Jenen Kommunen fehlen wahrscheinlich noch Erfahrungen im Einsatz 
partizipativer Methoden. Der unterschiedliche Entwicklungsstand der einzelnen 
Kommunen könnte ebenso für die unterschiedlichen Bewertungen der externen Un-
terstützung sowie Qualifizierungsmaßnahmen verantwortlich sein.  
 
6  B E S T  P R A C T I C E  F Ü R  E I N E N  BÜ R G E R H A U S H A L T  
 
Grundsätzlich kann man Kommunen, die einen Bürgerhaushalt einführen wollen, kein 
maßgeschneidertes Konzept in die Hand geben, mit dem sie problemlos ihr Vorhaben 
in die Tat umsetzen können. Vielmehr bedarf es immer der Berücksichtigung der je-
weiligen regionalen Besonderheiten, die jeweils immer eigene Vorgehensweisen er-
fordern, um einen Bürgerhaushalt zu erarbeiten. Die Größe der Stadt bzw. Kommune, 
die soziale Situation der Gemeinde und allen voran die Finanzkraft sind an dieser Stel-
le ausschlaggebende Parameter. Nichtsdestotrotz ist es möglich, ein Grundgerüst zur 
Orientierung aufzustellen, welches wichtige Eckpunkte aufzeigt.  
Schritt 1: Einbeziehung von Stadt – und Kommunalräten 
 
Erstes Ziel sollte es sein die Akzeptanz des Verfahrens auf eine möglichst breite politi-
sche Basis zu stellen, da letztlich die Entscheidung über die Umsetzung der von den 
Bürgern/innen eingereichten Vorschläge durch politische Gremien erfolgt. Dies erfor-
dert eine umfassende Diskussion auf allen beteiligten politischen Ebenen. Ist dies ge-
schehen kann ein Grundsatzbeschluss gefasst werden, um das Projekt Bürgerhaushalt 
auf den Weg zu bringen.  
 
Schritt 2: Akzeptanz innerhalb der Verwaltung  
 
Der zweite Schritt besteht in der Einbeziehung der örtlichen Verwaltung. Auch hier ist 
es angeraten, diese in den Prozess frühzeitig zu involvieren, was bedeutet, dass es oft 
nicht ausreicht lediglich einen Auftrag an die Verwaltung zu erteilen, ein entsprechen-
des Konzept für einen Bürgerhaushalt zu erarbeiten und dieses dann umzusetzen. 
Vielmehr muss auch hier für Akzeptanz und hinreichend Motivation gesorgt werden, 
da die Verwaltung das ausführende Organ ist und somit vom Nutzen des Verfahrens 
überzeugt sein muss.  
 
Schritt 3: Information über bestehende Bürgerbeteiligungskonzepte 
 
Nachdem eine breite Akzeptanz innerhalb der Verwaltung und in den verantwortli-
chen politischen Gremien geschaffen wurde, sollten sich die Akteure/innen über exis-
tierende Bürgerbeteiligungskonzepte anderer Kommunen informieren. Dazu bieten 




wäre der Besuch anderer Kommunen, um vor Ort direkt mit verschiedenen Akteu-
ren/innen in Kontakt zu treten. Zudem finden in regelmäßigen Abständen Fachtagun-
gen statt, welche zu einem Austausch von Akteuren/innen einladen, neueste Entwick-
lungen vorstellen und zum Knüpfen von Kontakten dienen. Wann und wo diese Ta-
gungen stattfinden kann man der Seite www.buergerhaushalt.org entnehmen.  
 
Schritt 4: Die Erarbeitung eines Konzeptes 
 
An dieser Stelle beginnt die eigentliche Arbeit im Prozess. Die bisher erhaltenen In-
formationen müssen nun in ein ganzheitliches Konzept umgewandelt werden. Wie 
bereits zu Beginn des Kapitels erwähnt, ist es dabei notwendig regionale Besonderhei-
ten zu bedenken. So dürfte es beispielsweise in einer Kommune mit 500 Einwoh-
nern/innen nicht unbedingt notwendig sein, eine Internetplattform zu erstellen, da 
hier möglicherweise Präsenzveranstaltungen schon vollkommen ausreichend sind. 
Wichtig ist es daher im Vorfeld zu klären, mit welchen Mitteln den Bürger/innen In-
formationen zum Thema Bürgerhaushalt bereitgestellt werden, wie die Einbringung 
von Vorschlägen erfolgen und auf welche Art und Weise die Abstimmung über einge-
brachte Vorschläge ablaufen soll. Dazu gehört auch die Überlegung, wie letztendlich 
Rechenschaft darüber abgelegt werden kann, welche Vorschläge umgesetzt wurden, 
welche nicht zu berücksichtigen waren und warum diese nicht umgesetzt werden 
konnten.  
 
Schritt 5: Gut gestaltete und passgenaue Informationsmaterialien erstellen 
 
Inhaltlich ist es während dieser Phase wichtig, den Bürger/innen aufbereitete Informa-
tionen zur Verfügung zu stellen. Insbesondere kommt es darauf an, über den Aufbau 
des Haushaltes sowie den Sinn und die Funktionsweise eines Bürgerhaushaltes zu in-
formieren. Zu diesem Zweck veröffentlichten viele der untersuchten Kommunen 
Haushaltsbroschüren. Dabei ist es sehr wichtig, dass die Informationen so präsentiert 
werden, dass diese für alle Bürger/innen leicht verständlich sind. Dazu gehört eine 
einfache Sprache mit wenigen Fremdwörtern, viele Schaubilder und eine klare Struk-
tur der Broschüre. Weitere Methoden zur Präsentation wären beispielsweise die Her-
ausgabe von Infoheften oder die Erstellung einer Homepage. Zusätzliche Informati-
onsmethoden sind den Kapiteln 5.1.3. und 5.2.3. zu entnehmen.  
 
Schritt 6: Methoden zur Meinungsäußerung und Bewertung auswählen 
 
Diese Phase dient der unmittelbaren Einbeziehung der Bürger/innen, die ihre Meinun-
gen äußern, Vorschläge einbringen und bereits gemachte Vorschläge bewerten kön-
nen. Auch hier steht ein sehr breites Spektrum an Methoden zur Verfügung wie bei-
spielsweise die Einberufung öffentlicher Präsenzverantstaltungen, je nach Gegeben-
heiten entweder einige wenige in zentraler Form oder aber mehrere dezentralisierte. 
Welche weiteren Möglichkeiten bestehen, können den Kapiteln 5.1.3. sowie 5.2.3. 
entnommen werden. Da die Konsultationsphase das Herzstück des gesamten Bürger-
beteiligungsprozesses darstellt, muss hier im Vorfeld sehr sorgfältig überlegt werden, 
welche Methoden sich eignen und welche nicht. Es hat sich gezeigt, dass es von größ-




Bürgerhaushalte in Ostdeutschland – Entwicklungsstand und Handlungsempfehlungen 
erhalten. Generell empfiehlt es sich, ein möglichst breites Spektrum an partizipativen 
Methoden anzuwenden, um so alle Bevölkerungsschichten zu erreichen.  
 
Schritt 7: Transparenz herstellen 
 
Sind alle Vorschläge eingegangen, müssen diese durch die Verwaltung zusammenge-
fasst und aufbereitet werden. Ist dies geschehen, kann von den verantwortlichen 
Gremien entschieden werden, welche umsetzbar sind und welche nicht. Dabei ist es 
eminent wichtig, dass die getroffenen Entscheidungen den Bürger/innen auch be-
gründet werden, denn nur so zeigt man diesen, dass ihre Meinung tatsächlich wichtig 
ist. Geschehen kann dies beispielsweise im Rahmen einer Internetplattform oder aber 
auch über das direkte Anschreiben der Bürger/innen.  
 
Schritt 8: Umsetzung der Vorschläge und die Auswertung des Prozesses 
 
Die Umsetzung der Vorschläge sollte relativ zeitnah geschehen. Dadurch erleben die 
Bürger/innen direkte Demokratie, was sich wiederum auch positiv auf andere demo-
kratische Prozesse auswirkt. Gleichzeitig ist es von großer Bedeutung zu kommunizie-
ren, warum bestimmte Vorschläge nicht übernommen werden konnten. Das Verfah-
ren insgesamt sollte nach Abschluss noch einmal von den Akteuren/innen bewertet 
werden, um herauszufiltern, was positiv gelaufen ist und somit im nächsten Turnus 
übernommen werden kann bzw. was nicht so gut gelaufen ist und demnach einer 
Nachbesserung bedarf. Generell ist noch festzuhalten, dass bei der erstmaligen 
Durchführung insbesondere in Punkto Beteiligung auch eine vermeintlich geringe Be-
teiligung am Verfahren als Erfolg gewertet werden kann, da sich ein solches Verfahren 
erst einmal als erfolgsversprechend und interessant bewähren muss und somit einer 
schrittweisen Entwicklung bedarf. 
 
7  E M P F E H L U N G E N  
 
Aus den gewonnenen Ergebnissen der Studie leiten sich Empfehlungen ab, die im 
Folgenden vorgestellt werden. Dabei erfolgt eine differenzierte Betrachtung der 
Kommunen nach dem Entwicklungsstand des Bürgerbeteiligunsprozesses.  
 
7.1 Empfehlungen für Kommunen, die erstmals einen Bürgerhaushalt einführen 
wollen 
 
Partizipation bildet die Basis eines jeden Bürgerhaushaltes, unabhängig von den örtli-
chen Gegebenheiten der Kommunen, die einen Bürgerhaushalt einführen wollen. In 
Zeiten knapper Kassen sollte daher nicht die Finanzschwäche und das damit verbun-
dene Ziel der Haushaltskonsolidierung ausschlaggebendes Kriterium für die Einfüh-





Was sind die wichtigsten Voraussetzungen für die Umsetzung eines gelingenden 
Bürgerhaushaltes?  
Die Einführung eines Bürgerhaushaltes ist zunächst von einer möglichst breiten Ak-
zeptanz auf politischer und administrativer Ebene abhängig, da ihr in Bezug auf Orga-
nisation und Implementation des Bürgerhaushaltes eine Schlüsselrolle zukommt. Die 
fehlende Bereitschaft für die Umsetzung in der Verwaltung stellt ansonsten ein 
scheinbar unüberwindbares Hindernis dar, wie die Untersuchung bestätigt.  
Die Verantwortung für den kommunalen Haushalt liegt beim Stadt- oder Gemeinde-
rat, weshalb für die Einführung eines Bürgerhaushaltes ein entsprechender Beschluss 
des jeweiligen Gremiums erfolgen muss.  
Ein Bürgerhaushalt kann nicht ohne Aufwand eingeführt werden. Fehlende finanzielle 
und personelle Ressourcen haben sich in der Untersuchung als Haupthindernisse bei 
der Einführung von Bürgerhaushalten herauskristallisiert. Daher ist es ratsam, eine 
Stelle mit mindestens 0,5 Vollbeschäftigteneinheiten (VbE)2 innerhalb der Verwaltung 
einzurichten. Der (im)materielle Nutzen von Bürgerhaushalten kann diese Aufwände 
aber bei weitem übersteigen, so dass sich auch in Zeiten der Finanz-und Wirtschafts-
krise der Einsatz lohnt.  
Besonders hilfreich kann es sein, sich mit anderen Kommunen zu vernetzen, die be-
reits Erfahrungen mit Bürgerhaushalten besitzen und in intensiven Austausch mit die-
sen zu treten. Einen ersten Ansatz stellt hier das Bürgerhaushaltsnetzwerk für Kom-
munen in Thüringen dar. Um die Koordination des Projektes innerhalb der Kommune 
bewerkstelligen zu können, empfiehlt sich je nach Größe der Kommune die Einrich-
tung mindestens einer ehrenamtlich, besser einer hauptamtlichen und kontinuierlich 
arbeitenden Koordinationsstelle.  
Darüber hinaus hat sich auch der Einbezug einer externen Begleitung, die beispiels-
weise Präsenzveranstaltungen moderiert oder Fragebögen erstellt und auswertet, als 
besonders hilfreich für Kommunen erwiesen, die wenig bzw. keine Erfahrungen mit 
diesem Beteiligungsinstrument besitzen.  
Von großer Bedeutung für ein gelingendes Bürgerbeteiligungsverfahren ist eine in-
tensive Werbung und Öffentlichkeitsarbeit in der Kommune. Als wichtige und auf 
breiter Basis akzeptierte Methode haben sich hier in erster Linie Bürgerversammlun-
gen, Informationsbroschüren und in zunehmendem Maß auch das Internet mit der 
Möglichkeit für Onlinediskussionsforen, Onlinebefragungen etc. erwiesen. Wichtig ist 
es dabei darauf zu achten, durch einen breiten Einsatz von Methoden möglichst alle 
gesellschaftlichen Gruppen der Kommune in diesen Prozess einzubeziehen. Auch die 
direkte Ansprache durch Einladungen zu Veranstaltungen, Seminare zum Thema etc. 
stellt an dieser Stelle ein durchaus probates Mittel dar.  
Wichtigstes Kriterium für den Dialog mit der Bevölkerung ist dabei die Responsivität 
der Verfahren. Bürgerhaushalte setzen vom ersten Moment an auf Beteiligung und so 
sollten bereits die Methoden der Informationsvermittlung durch einen direkten Einbe-
zug der Bevölkerung gekennzeichnet sein, der Bürgern/innen von Anfang an Möglich-
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keiten einräumt, Vorschläge einzubringen und Meinungen zu unterbreiten. Zudem 
hat es sich als praktikabel erwiesen, im Rahmen der Abfrage von Vorschlägen feste 
Kategorien vorzugeben. 
 
7.2 Empfehlungen für Kommunen, die bereits einen Bürgerhaushalt begonnen 
haben 
Kommunen, die bereits mit dem Bürgerhaushalt begonnen haben, d.h. sich in der In-
formations- oder eventuell schon in der Konsultationsphase befinden, sollten diesen 
Prozess unbedingt fortsetzen. Im Gegensatz zu den Städten, die eine Einführung pla-
nen, wurden in diesen Kommunen wichtige politische Entscheidungen getroffen und 
aktiv begonnen, ein Bürgerhaushaltsverfahren auf den Weg zu bringen.  
Für solche Kommunen, die im Prozess der Informationsvermittlung engagiert arbei-
ten und den Übergang zur Konsultationsphase planen, ist es empfehlenswert, im Vor-
feld realistische Ziele in Bezug auf die angestrebte Beteiligung zu formulieren. Dazu 
ist es unerlässlich, ausgehend von den geplanten Methoden Überlegungen anzustel-
len, wie möglichst alle Bevölkerungsschichten in das Bürgerbeteiligungsverfahren 
einbezogen werden können. Bewährt hat sich hierbei die Anwendung eines breiten 
Methodenspektrums, sowohl mit direkten Ansprachen (z.B. Einladungen) als auch 
flexiblen Abstimmungsmöglichkeiten (Fragebogen, Internet), wobei die Abstimmung 
im Internet per Fragebogen im Vergleich zur postalischen Abstimmung als sinnvoller 
und effektiver angesehen werden. Wichtig ist es dabei, auf die Fragenformulierung zu 
achten und gleichzeitig passgenaue Vorschlagskategorien zu geben. Gute Fragen zu 
stellen, ist dabei kein leichtes Unterfangen. Sozialwissenschaftliche Fachkenntnisse 
und entsprechendes Methodenwissen können hier von großem Nutzen sein und den 
Erfolg dieser Phase vergrößern. In den Städten, die bereits seit einigen Jahren erfolg-
reich Bürgerbeteiligungsverfahren einsetzen, hat sich die Einrichtung einer ehrenamt-
lich und kontinuierlich arbeitenden Arbeitsgruppe bzw. Koordinierungsstelle bewährt. 
Diese Arbeitsgruppen könnten aus engagierten Bürger/innen und städtischen Ver-
antwortlichen des Verfahrens bestehen, die in regelmäßigen Treffen, das Beteili-
gungsverfahren weiterentwickeln. Diese Stelle soll nicht die hauptamtliche Arbeit 
ersetzen, sondern unterstützend arbeiten. Wie auch bei den anderen Kommunen ist 
die Einrichtung einer Stelle mit mindestens 0,5 VbE innerhalb der Verwaltung emp-
fehlenswert.  
Für die Umsetzung und Weiterentwicklung des Verfahrens sind außerdem regelmäßi-
ge Qualifizierungsmaßnahmen notwendig, begonnen bei Prozessmoderation bis hin 
zu Methoden, die den Bürger/innen das Thema Bürgerhaushalt näher bringt.  
Kommunen, die sich im Übergang von der Konsultationsphase zur Rechenschaftsle-
gung befinden, sollten sich Gedanken darüber machen, wie die Ergebnisse den Bür-
ger/innen verständlich nahe gebracht werden können. Dazu eignen sich verschiedene 
Methoden, wie beispielsweise Broschüren oder die Website der jeweiligen Kommune. 
Die Umsetzung bzw. Auseinandersetzung mit den Vorschlägen aus der Bürgerschaft 
sollte zudem zeitnah erfolgen, um den Bürger/innen somit größtmögliche Transpa-




7.3 Empfehlungen für Kommunen, die einen Bürgerhaushalt durchführen 
Für Kommunen, die bereits mindestens einmal alle drei Phasen des Prozesses durch-
laufen haben, sind die folgenden Empfehlungen gedacht.  
So ist es im Sinne der Verbesserung des Verfahrens sehr wichtig,  dieses regelmäßig 
zu evaluieren. Ergänzend dazu sollten die eingesetzten Methoden (informativ, parti-
zipativ) auf ihre Wirksamkeit hin überprüft werden. Ob dies in Selbstevaluation oder 
Fremdevaluation geschieht, hängt von der Größe der Kommune, den örtlichen Gege-
benheiten, dem Fachwissen der Mitarbeiter/innen und dem sonstigen vorhandenen 
Know-How ab. 
Als sehr wichtig hat sich zudem die aufsuchende Arbeit vor Ort erwiesen, um zum ei-
nen sogenannte schwer erreichbare Bevölkerungsgruppen einzubeziehen und zum 
anderen die Beteiligung zu erhöhen. Zudem hat es sich als praktikabel erwiesen beim 
Einholen von Vorschlägen Kategorien vorzugeben. Da das Verfahren sehr arbeitsin-
tensiv ist, sollten innerhalb der Verwaltung zumindest 0,5 VbE zur Verfügung gestellt 
werden, wobei zu bedenken ist, dass diese Zahl je nach Größe der Kommune ange-
passt werden muss. Ergänzend dazu empfiehlt sich die Einrichtung einer ehrenamtlich 
arbeitenden Arbeitsgruppe die koordinierend tätig ist.  
 
8  Z U S A M M E N F A S S U N G  U N D  F A Z I T  
Es ist festzuhalten, dass die Idee des Bürgerhaushaltes von einer Mehrheit aus Politik 
und Verwaltung als positiv angesehen wird. Dies zeigt sich insbesondere daran, dass 
die Kommunen, welche bereits einen Bürgerhaushalt eingeführt haben auch bestrebt 
sind, diesen fortzuführen. Dafür spricht auch die ständig steigende Anzahl von Kom-
munen in Thüringen, Sachsen und Sachsen – Anhalt (und weiteren Bundesländern), 
welche sich mit der Idee tragen, einen Bürgerhaushalt einzuführen bzw. dies bereits 
getan haben. (vgl. http://www.buergerhaushalt.org/)  
Dabei sollte von den Verantwortlichen immer bedacht werden, dass die Einführung 
eines Bürgerhaushaltes ein langwieriger Prozess ist, bei dem man nicht unbedingt 
schon im ersten Jahr von zu großen Erfolgen ausgehen kann. Die Erfahrungen in Porto 
Alegre haben gezeigt, dass zu Beginn eine eher geringe Akzeptanz bei der Bevölke-
rung vorhanden war, welche sich über viele Jahre sukzessive gesteigert hat, was sich 
wiederum in den von Jahr zu Jahr ansteigenden Beteiligungsquoten wiederspiegelte. 
Auch wenn sich die Bürgerhaushaltsmodelle in Deutschland und Brasilien nur bedingt 
vergleichen lassen, kann man davon ausgehen, dass in Deutschland ähnliche Entwick-
lungen zu verzeichnen sein werden. Erste Bestätigungen dieser Annahme haben die 
geführten Interviews innerhalb dieser Studie ergeben. 
Trotz des langwierigen Prozesses überzeugt der Nutzen von kommunalen Bürger-
haushalten. Das Bürgerbeteiligungsverfahren kann zum einen den Dialog zwischen 
Bürgern/innen, Politik und Verwaltung (re-)aktivieren und schafft gleichzeitig Akzep-
tanz der Bürger/innen in Bezug auf verschiedene haushaltspolitische Belange. Zum 
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der Kommune gefördert wird und ein weiterer positiver Effekt ist, dass die zuneh-
mende Politik- und Parteiverdrossenheit sukzessive abgebaut werden kann.  
Die Bürger/innen sollten mit ihrem Know-How als Experten/innen vor Ort unbedingt 
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